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Die Berechnung der Zu- oder Abschläge für je 0,1 °/o 
weniger oder mehr an Wassergehalt beginnt bei:

bis 30. April ab 1. Mai
des lfd. Jahres des ifd. Jahres

bei unter bzw. über bei unter bzw. über
1. Pilsner Malz 3,5 °/o 4,5 °/o 4,5 °/o 5,5 °/o
2. Wiener Malz 3,5 V. 4,5 %> 4,5 °/o 5,5 °/o
3. Münchner Malz 3,5 °/o 4,5 “/« 4,5 °/o 5,5 »/«
4. Brühmalz 5,5 °/o 6,5 °/o 5,5 V. 6,5 V»
5. Kara-Münch 5,5 "/« 6,5 °/» 5,5 "/« 6,5 °/.
6. Kara-Pils 5,5 e/o 6,5 •/« 5,5 “/• 6,5 V.
7. Farbmalz 5,5 V. 6,5 °/o 5,5 Vo 6,5 »/«
8. Wedzenmalz 4 V. 5 “/• 4,5 •/• 5,5 %

§ 4
(1) Die Mälzereien sind verpflichtet, die Verträge über 

die Lieferung von Braumalz an Brauereien vor der Aus­
lieferung zur Registrierung der Hopfenverteilungsstelle, 
Leipzig O 5, Mühlstraße 13, vorzulegen. Diese prüft die 
Verträge nach Maßgabe einer vom Staatssekretariat 
für Nahrungs- und Genußmittelindustrie zu erlassen­
den Weisung.

(2) Die Mälzereien sind verpflichtet, der Hopfenver­
teilungsstelle unverzüglich nach Versand des Brau­
malzes an die Brauerei die tatsächlich entstandene Be­
förderungskosten nachweisenden Frachtpapiere oder 
sonstigen Unterlagen vorzulegen, damit diese die 
frachtfreie Lieferung des Braumalzes zu den im § 2 
Abs. 1 bestimmten Preisen sicherstellen kann.

(3) Die Höhe der Vergütung, die der Hopfenvertei­
lungsstelle für ihre Tätigkeit, insbesondere in Erfül­
lung der ihr nach Abs. 1 und 2 übertragenen Verpflich­
tungen zusteht, setzt das Ministerium der Finanzen fest.

§ 5
Brauereien, die für den eigenen Bedarf Braumalz 

herstellen, sind verpflichtet, die hergestellten und ver­
brauchten Mengen der Hopfenverteilungsstelle zu mel­
den und ihr auf Anforderung 9,— DM je t dieser Men­
gen zu zahlen.

§ 6
(1) Diese Preisverordnung tritt mit Wirkung vom

1. April 1953 in Kraft und gilt auch für alle Verträge 
über die Lieferung von Braumalz, die zu diesem Zeit­
punkt noch nicht erfüllt sind, sowie hinsichtlich der Be­
stimmung im § 5 für die von den Brauereien hergestell­
ten Braumalzmengen, die zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht verbraucht sind.

(2) Die Preisanordnung Nr. 257 vom 23. August 1949 
über den Preis für Gerstenbraumalz (PVOB1. S. 128) 
tritt gleichzeitig außer Kraft

Berlin, den 28. März 1953
Ministerium der Finanzen

I. V.: R u m p f  
Staatssekretär * §

Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über den Plan 

der Viehbestände 1953.
Vom 1. April 1953

Auf Grund des § 12 der Verordnung vom 2. Februar 
1953 über den Plan der Viehbestände 1953 (GBl. S. 249) 
wird zur Erfüllung der Pläne der Viehbestände und der 
Produktionspläne für tierische Produktion folgendes 
bestimmt:

§ 1
(1) Die Bürgermeister in den Gemeinden haben 

monatlich in der Zeit vom 1. bis 5. durch die zuständige

Anbauplankommission bzw. Tierzuchtkommission unter 
Heranziehung des Leistungsprüfers bzw. Viehwirt­
schaftsberaters die Überprüfung aller viehhaltenden 
Betriebe über 0,5 ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 
zu veranlassen.

(2) Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 
Typ III und volkseigene Güter sind monatlich von dem 
zuständigen Viehwirtschaftsberater zu überprüfen.

(3) Die Überprüfung erstreckt sich auf:
a) die Entwicklung der Viehbestände,
b) Erfüllung der Pläne der Viehbestände,
c) Erfüllung der Sauenbedeckungspläne,
d) Erfüllung der Produktionspläne,
e) die Vatertierhaltungen.
Die Kommissionen und die Viehwirtschaftsberater 

haben die zur Sicherung der Planerfüllung notwendigen 
Maßnahmen festzulegen und zu überwachen.

(4) Landwirtschaftliche Betriebe, die den monatlichen 
Sauenbedeckungsplan nicht erfüllt haben, sind ver­
pflichtet, innerhalb von drei Wochen die fehlenden 
Bedeckungen zu veranlassen.

§ 2
(1) Bei den in den Gemeinden, LPG und VEG durch­

zuführenden Kontrollen ist der vorhandene Viehbe­
stand in jeder einzelnen Wirtschaft dem laut Viehhalte- 
bescheid zu haltenden Viehbestand gegenüberzustellen 
und der Fehlbestand — getrennt nach Tierarten —• 
zahlenmäßig zu ermitteln.

(2) Spfern der zur Planerfüllung notwendige Vieh­
bestand in einzelnen Betrieben auf Grund einer zu 
geringen betriebseigenen Vermehrungsmöglichkeit 
nicht erreicht werden kann, ist der Betrieb zum Zu­
kauf von Zucht- und Nutzvieh im entsprechenden Um­
fange zu veranlassen und sind seitens des Rates der 
Gemeinde bzw. Rates des Kreises die zum Ankauf von 
Vieh zur Planerfüllung notwendigen Voraussetzungen 
zu schaffen.

(3) Alle landwirtschaftlichen Betriebe, die einen unter­
durchschnittlichen Rinder- und Schafbestand aufweisen 
und bei denen es durch besondere Umstände nicht 
möglich ist, ausreichend Zucht- und Nutzvieh der 
gleichen Tierart zur Erfüllung des Planes der Vieh­
bestände zuzuweisen, sind zu einer erhöhten Schweine­
haltung als Ausgleich verpflichtet. Diese Betriebe sind 
mit der Zuweisung von Ferkeln besonders zu berück­
sichtigen. Gleichzeitig ist der Sauenbedeckungsplan für 
derart viehschwache Betriebe entsprechend zu erhöhen, 
um die Voraussetzung für eine ausreichende Ferkel* 
Produktion zu schaffen.

§ 3
Die Bürgermeister in den Gemeinden haben bis zum

6. die durchgeführten Kontrollen auszuwerten und bis 
zum 8. eines jeden Monats die Ergebnisse sowie die zur 
Planerfüllung erforderlichen Maßnahmen in einer 
öffentlichen Bauernversammlung bekanntzugeben.

§ 4
Die Bürgermeister in den Gemeinden und die zu­

ständigen Viehwirtschaftsberater berichten dem Rat 
des Kreises, Abteilung Landwirtschaft, bis zum 10. eines 
jeden Monats über:

a) den Vollzug der durchgeführten Kontrollen,
b) den Stand der Planerfüllung (Plan der Viehbe­

stände, Plan der Produktivität, Vatertierver­
sorgung),


